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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Christian Flisek, Volkmar Halbleib, Florian von Brunn, Ruth 
Müller, Dr. Simone Strohmayr, Arif Taşdelen, Margit Wild, Klaus Adelt, Horst 
Arnold, Inge Aures, Michael Busch, Martina Fehlner, Harald Güller, Alexandra 
Hiersemann, Annette Karl, Natascha Kohnen, Doris Rauscher, Markus 
Rinderspacher, Florian Ritter, Stefan Schuster, Diana Stachowitz, Ruth 
Waldmann und Fraktion (SPD) 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung 
Bayerisches Hochschulinnovationsgesetz (BayHIG) 
hier: Allgemeine Aufgaben 
(Drs. 18/22504) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Art. 2 wird wie folgt geändert:  

1. Abs. 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) 1Die Hochschulen fördern die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberech-
tigung von Frauen und Männern und wirken auf die Beseitigung bestehender Nach-
teile hin. 2Sie fördern die Vereinbarkeit von Familie und Studium, wissenschaftlicher 
Qualifikation und Beruf und leisten einen Beitrag für gute Beschäftigungsbedingun-
gen ihres Personals. 3Sie wirken an der sozialen Förderung der Studierenden mit 
und setzen sich dabei auch für den weiteren Ausbau des Angebots von studenti-
schem Wohnraum ein. 4Sie schaffen für alle Mitglieder familienfreundliche Rahmen-
bedingungen und unterstützen die Einrichtung von Kinderbetreuungsstätten. 5Die 
Hochschulen fördern in ihrem Bereich kulturelle und musische Belange sowie den 
Sport. 6Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben berücksichtigen sie die Vielfalt ihrer 
Mitglieder und Angehörigen und verhindern oder beseitigen sie Benachteiligungen 
aus rassistischen Gründen oder aufgrund von ethnischer Herkunft, Geschlecht, Re-
ligion oder Weltanschauung, einer Behinderung, Alter oder sexueller Identität. 7Die 
Hochschulen tragen dafür Sorge, dass Studierende mit Behinderungen gleichbe-
rechtigt am Studium teilhaben und die Angebote der Hochschule möglichst selbst-
ständig und barrierefrei nutzen können. 8Nachteile von Mitgliedern mit Behinderung 
oder chronischer Erkrankung gleichen sie bestmöglich aus. 9Die Hochschulen be-
rücksichtigen die besonderen Bedürfnisse Studierender, die ehrenamtliche Aufga-
ben wahrnehmen.“  

2. Abs. 7 wird wie folgt geändert: 

a) Dem bisherigen Satz 1 wird folgender Satz 1 vorangestellt: 

„1Die Hochschulen bekennen sich bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu den 
Prinzipien einer nachhaltigen Entwicklung.“ 

b) Die bisherigen Sätze 1 und 2 werden die Sätze 2 und 3.  

3. Die folgenden Abs. 9 bis 11 werden angefügt: 

„(9) Die Hochschulen fördern die Digitalisierung und tragen bei der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben dazu bei, die Herausforderungen der gesellschaftlichen Ver-
änderungen durch Digitalisierung zu bewältigen. 
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(10) Die Hochschulen tragen den berechtigten Interessen ihres Personals an 
guten Beschäftigungsbedingungen, insbesondere an unbefristeten Beschäftigungs-
verhältnissen und bei befristeten Beschäftigungsverhältnissen an möglichst langen 
Laufzeiten sowie an der gleichberechtigten Teilhabe von Beschäftigten mit Behin-
derung, angemessen Rechnung. 

(11) 1In Forschung und Lehre soll auf Tierversuche sowie auf die Verwendung 
von Tieren im Sinne des Tierschutzgesetzes so weit wie möglich verzichtet werden. 
2Hierzu sollen die Hochschulen geeignete Forschungs- und Lehrmethoden sowie 
-materialien entwickeln und ihre Forschung und ihre Studiengänge entsprechend 
gestalten. 3Studierende sollen ein Hochschulstudium erfolgreich absolvieren kön-
nen, ohne an Tierversuchen oder Tierverbrauch teilnehmen zu müssen.“ 

 

 

 


